
„Frieden mit Russland“
rot, 3,2 x 1,2 m, 60,- Euro

„Abrüsten statt Aufrüsten“
rot, 3,2 x 1,2 m, 60,- Euro

„Nie wieder Faschismus...“
rot, 2,5 x 0,70 m, 35,- Euro

„Frieden mit Russland“
rot, 2,5 x 0,60 m, 30,- Euro

„DKP Taube & Stern“
rot, 115 x 150 cm, 18,- Euro

HERAUS ZUM 5.12.
Bundesweiter Aktionstag für Abrüstung

TRANSPARENTE

FAHNEN

PLAKATE & FLYER

Alle Transparente: 270g Mesh-Gewebe, winddurchlässig und 
wetterfest, B1 zertifiziert (damit schwer entflammbar), rundum 
umsäumt + veröst

Alle Fahnen mit Schlaufe für Fahnenstange

PACE
no to nato

„PACE – no to nato“
bunt, 100 x 150 cm, 14,- Euro

„Frieden“
blau & weiß, 100 x 150 cm, 18,- Euro

„Friedens-Info | US Truppemabzug jetzt“
4 Seiten, DIN A 4, 100 Stück 12,50 Euro

Plakat „Abrüsten jetzt“
DIN A 3, 10 Stück 3,- Euro

„Friedens-Info | Atomar abrüsten!“
2 Seiten, DIN A 4, 100 Stück 8,- Euro
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JETZT MATERIAL BESTELLEN!



KLEIDUNG

UND ...

Kapuzenpullover „Frieden“
blau, Größen: S – 3XL, 24,90 Euro

Kapuzenpullover „Nie wieder Faschismus“
hellgrau, Größen: S – 4XL, 24,90 Euro

Turnbeutel | Bag „Frieden“
blau, Baumwolle, 46 x 36 cm, 

9,- Euro

Kinder T-Shirt „Frieden“
blau, Größen: 104, 116, 128, 

140, 14,90 Euro

Warnweste „unsere zeit“ 
(Rückenlogo)

rot, Einheitsgröße, 7,- Euro

Warnweste 
„Hammer & Sichel“ 

gelb, Einheitsgröße, 7,- Euro

UZ für Aktionen 
14 UZ 10,- Euro 
28 UZ 15,- Euro
70 UZ 20,- Euro

Hiermit bestelle ich:
(Bitte Bestellnummer und Menge eintragen, 
bei Kleidung unbedingt die Größe angeben)

Preise zuzüglich Versandkosten. Mehr Artikel unter www.uzshop.de

Halstuch „Frieden“
blau, Baumwolle, 51 x 51 cm, 

7,50 Euro

Aufkleber „Frieden“
10 x 10 cm, 10 Stück, 

3,- Euro

Aktionstasche „Unsere Zeit“
rot, 40 x 36 cm, 

mit robustem Gurt, 18,- Euro

T-Shirt „Taube | Stern“
schwarz, Größen: S – 4XL, 17,90 Euro

Vorname, Name

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Telefon

E-Mail

Datum, Unterschrift

Bitte einsenden an: CommPress Verlag GmbH | Hoffnungstr. 18 | 45127 
Essen | E-Mail: shop@unsere-zeit.de | Tel.: 0201 17788924 | Fax: - 28

Um Tomaten
Der venezolanische Kampf gegen den Imperialis-
mus wird an vielen Fronten geführt, in der Strom-
versorgung genauso wie im Gemüseanbau.

Seite 7

Schritt für Schritt
Der Kampf um Entlastung geht weiter: Am städti-
schen Klinikum in Brandenburg werden 80 neue 
Stellen geschaffen.

Seite 3

Gegen Russland
EU und NATO betreiben eine gemeinsame 
Konfrontationspolitik gegen Russland. Bei den 
Sanktionen will es Berlin nicht so weit treiben 
wie Washington – der Erdgassektor ist zu wich-
tig und wird von der Bundesregierung deshalb 
herausgehalten. Doch auf militärischer Ebene 
arbeitet die EU der NATO konsequent zu und 
das Militärbündnis rückt immer weiter bis an 
die Grenzen der Russischen Föderation ran. 
Und auch PESCO, ein vor allem von Deutsch-
land und Frankreich vorangetriebenes Projekt 
der militärischen Zusammenarbeit der EU, rich-
tet sich vor allem gegen Russland.
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Hemmschwelle gesenkt
NATO und EU wollen Atomwaffen modernisieren und aufrüsten

Die sogenannte Doomsday Clock, 
an der einige Wissenschaftler 
beteiligt sind, musste um 3 Mi-

nuten auf 2 Minuten vor 12 gestellt 
werden. Die Weltkriegsgefahr sei zur-
zeit so groß wie zuletzt in der 1950er 
Jahren, so die Begründung.

15 000 Atomwaffen gibt es weltweit 
noch, 1 800 davon in höchster Alarm-
bereitschaft – das heißt innerhalb weni-
ger Minuten unterwegs zu ihrem Ziel. 
180 davon lagern in Europa, 20 allein 
in den US-Bunkern von Büchel in der 
Eifel – jede mit der 13-fachen Spreng-
kraft der Hiroshima-Bombe.

Durch den Abwurf einer einzi-
gen Atombombe in Hiroshima wur-
den 45 000 Menschen getötet, wurden 
verdampft oder zu Asche pulverisiert, 
145 000 starben in den folgenden Mo-
naten qualvoll an inneren Blutungen, 
unstillbaren Durchfällen, an der Strah-
lenkrankheit, und weitere tausende in 
den Jahren danach an Krebserkran-
kungen. Bis heute haben ausschließlich 
die USA Atomwaffen eingesetzt, auch 
wenn es neun Staaten gibt, die Atom-
waffen besitzen, darunter Großbritan-
nien und Frankreich.

Gefährlich neu ist die Kündigung 
des unbegrenzten INF-Vertrags durch 
die USA und im Gegenzug durch Russ-
land. Dieser Vertrag von 1987/88 sah 
die Vernichtung von landgestützten 
US-amerikanischen und sowjetischen 
Mittelstrecken-Raketensystemen vor 
mit Reichweiten von 500 bis 5 500 Ki-
lometern, die vor allem in Europa sta-
tioniert waren. Zum 31. Mai 2001 galt 
dieser Vertrag als erfüllt. Gefährlich ist 
auch, dass bis 2024 die Atomwaffen in 
Büchel – wo „dumme“ Abwurfbomben 
(B61) lagern – durch „smarte“ Lenk-
waffen (B61–12) ersetzt werden. Sie 
sind angeblich zielgenau und fernge-
steuert und können sich 3 Meter tief 
in die Erde bohren, bevor sie explo-
dieren. Die Hemmschwelle für einen 
Atomkrieg wird durch sie deutlich ge-
senkt. Zusätzlich wird an der Entwick-
lung drohnengestützer Atomwaffen 
gearbeitet.

Trumps Politik des „America � rst“ 
nehmen die Scharfmacher in NATO 
und EU zum Anlass, nicht nur zusätz-
liche Milliarden für den Rüstungs-

haushalt zu fordern, sondern aus der 
„Transatlantischen Allianz“ eine „Fes-
tung“ gegen Russland zu machen, wie 
es beispielsweise NATO-General Cur-
tis Scaparrotti formulierte.

Sogar eine europäische Atombe-
waffnung wird lanciert. Die „New York 
Times“ schrieb am 5. 7.  2017: „Ein Euro-
päisches Nuklearprogramm wäre legal, 
besagt eine deutsche Prüfung“. Geprüft 
hatte der Wissenschaftliche Dienst des 
Bundestages und die „Welt“ behaupte-
te: „Eine Nuklearmacht Deutschland 
stärkt die Sicherheit des Westens“. Die 
„Welt am Sonntag“ titelt Ende 2017 so-
gar: „Brauchen wir eine ‚EU-Bombe‘?“ 
Im Artikel wird gefordert, „dass Europa 
atomar auf eigenen Füßen stehen“ solle.

Wolfgang Ischinger, Leiter der 
Münchener Sicherheitskonferenz, for-
dert laut dem Nachrichtensender „n-
tv“: „Die atomaren Einsatzoptionen 
Frankreichs sollten nicht nur das eige-
ne Territorium, sondern auch das Terri-

torium der EU-Partner mit abdecken.“ 
Im Rahmen von PESCO, einer Struk-
tur der ständigen militärischen Zusam-
menarbeit der EU, an der nur zwei Mit-
gliedstaaten nicht beteiligt sind, haben 
Frankreich und Deutschland im Feb-
ruar 2019 erste Verträge geschlossen. 
Dazu gehört die Entwicklung des „Fu-
ture Combat Air System“ (FCAS), ei-
nes neuen Kampf� ugzeugs, das auch 
als atomares Trägersystem dienen 
kann. Der Finanzrahmenhaushalt der 
EU für 2021 bis 2027, der noch vor den 
nächsten EU-Wahlen verabschiedet 
werden soll, enthält einen umfangrei-
chen „Verteidigungsfonds“, sprich Rüs-
tungshaushalt. Darin ist unter anderem 
die Bereitstellung von Mitteln für die 
„Eurodrohne“ enthalten.

Unterdessen üben Piloten der Bun-
deswehr mit Tornado-Kampf� ugzeu-
gen als atomarem Trägersystem Trans-
port und Abwurf von Atombomben im 
Rahmen der Beteiligung der Bundes-

regierung an der Nuklearen Teilhabe 
der NATO. Der Atomwaffensperrver-
trag wird einfach umgangen. 2007 hat 
die IPPNW (Internationale Ärzte ge-
gen Atomkrieg) die Kampagne ICAN 
zum Verbot von Atomwaffen gestartet. 
Diese beinhaltet ein vollständiges Ver-
bot von Entwicklung, Produktion, La-
gerung, Transport, Einsatz und Finan-
zierung von Atomwaffen. Inzwischen 
haben 123 Staaten in der UNO diesem 
Atomwaffenverbot zugestimmt.

Deutschland ist nicht dabei. Ob-
wohl laut Forsa-Umfrage 93 Prozent 
der Bevölkerung für ein solches Atom-
waffenverbot und 85 Prozent für einen 
Abzug der Atomwaffen aus Büchel 
sind, weigert sich die Bundesregierung.
 Monika Münch-Steinbuch

Thema der Woche

Monika Münch-Steinbuch kandi-
diert auf Platz 6 der DKP-Liste zur 
EU-Wahl

Die neuen FCAS-Kampffl ugzeuge sollen als atomare Trägersysteme dienen können.
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Friedensprojekt EU?
Im EU-Wahlkampf ist immer wie-
der davon die Rede, ein friedliches 
Europa sei durch die EU entstan-
den. Das Gegenteil ist der Fall: Die 
EU ist – im Schulterschluss mit der 
NATO – die größte Gefahr für den 
Frieden in Europa.

Die europäische Integration 
war von Anfang an gegen den so-
zialistischen Block gerichtet und 
eng mit dem Kriegsbündnis NATO 
verbunden. Heute zeichnet sich 
die EU vor allem durch ihre aggres-
sive antirussische und antichinesi-
sche Haltung aus.

Die EU-Staaten haben, direkt 
oder indirekt, Kriege geführt in 
Jugoslawien, Afghanistan, Syrien, 
im Irak, in Libyen und der Ukraine. 
Das neue Militärbündnis PESCO 
steht für die Aufrüstung der EU. 
Frankreich und Deutschland ent-
wickeln gemeinsam Waffensys-
teme und deutsche Militärstrate-
gen diskutieren darüber, „nukleare 
Abschreckung“ in Europa selbst zu 
organisieren.

Die aggressive Ausdehnung 
der EU nach Osteuropa war die 
Zündschnur für den anhaltenden 
Krieg in der Ukraine, den das von 
Faschisten durchsetzte Putsch-Re-
gime gegen das Volk führt. Die EU 
befi ndet sich auf einem Aggressi-
onskurs gegen Russland und baut 
Europa zum NATO-Aufmarschge-
biet aus.
Das alles zeigt: Die EU ist ein 
Kriegsbündnis.

Am 26. Mai DKP wählen:
Nein zur EU,
Frieden mit Russland!

Militär will weiche Landung
Proteste im Sudan gehen trotz Palastrevolution weiter

Die Absetzung des seit 30 Jahren 
regierenden sudanesischen Präsi-
denten Omar al-Baschir durch das 
Militär sei nichts anderes als eine 
Palastrevolution, schätzte Fathi Al 
Fadl, Sprecher der Sudanesischen 
Kommunistischen Partei (SCP), am 
Freitag vergangener Woche ein. Die 
SCP kämpft seit Jahren im Bündnis 
mit anderen Kräften der Opposition 
für den Sturz des Regimes, seine Auf-
lösung und Abschaffung. Die andere 
Option, die nun vom Militär umge-
setzt worden ist, sei eine Art „wei-
che Landung“, bei der lediglich das 
Staatsoberhaupt ausgetauscht wird, 
das Regime jedoch erhalten bleibt. 
Dies sei in Ägypten und in Tunesien 
erfolgreich geschehen.

Am Donnerstag vergangener Wo-
che hatte das Militär den Präsidenten 
al-Baschir abgesetzt und verhaftet. 
Er sei laut Militärsprechern an einem 
„sicheren Ort“. Zum Präsidenten eines 
„militärischen Übergangsrates“ er-
klärte sich der frühere Verteidigungs-
minister der Regierung al-Baschir, 
Achmed Awad Ibn Auf. Das Militär 
gab an, in den nächsten zwei Jahren 
an der Macht bleiben zu wollen, in 
dieser Zeit sollen Wahlen vorbereitet 
werden. Gleichzeitig verkündete Ibn 
Auf, dass für drei Monate zunächst der 
Ausnahmezustand gelte und für einen 
Monat eine nächtliche Ausgangssperre 
von 22 Uhr bis 4 Uhr. Politische Ge-
fangene der letzten Monate wurden 
freigelassen. 

Die Proteste � auten nach der An-
kündigung nicht ab, das Hauptquar-
tier der Armee wurde weiterhin von 
Zehntausenden belagert, sie fordern 
die Einsetzung einer zivilen Regie-
rung, die Au� ösung der Militärre-
gierung, unter welchem Namen auch 
immer sie agiert, und die Beendigung 
des Ausnahmezustandes. Schon einen 
Tag später, am vergangenen Frei-
tag, trat Ibn Auf zurück, er kündig-
te an, dass der ranghohe Militär Ab-
del Fattah Burhani ihm als Chef des 
Übergangsrats nachfolgen soll.

„Der bisherige Präsident, der Chef 
des Geheimdienstes und der Chef der 
Armee, der nun als Übergangspräsi-
dent auftritt, müssen vor Gericht ge-
stellt werden. Was am Donnerstag in 

Khartum vor sich ging, war eine Palast-
revolution, doch die Koalition für Frei-
heit und Veränderung, die Menschen 
auf den Straßen wollen weiterkämpfen 
bis zum Sieg“, sagte Fathi Al Fadl. Für 
die Sudanesische Kommunistische Par-
tei ist der Militärputsch dennoch ein 
erster Erfolg der Volksbewegung, die 
im Dezember mit Protesten gegen die 
Erhöhung der Brotpreise begonnen 
hatte. Das Regime bestehe zwar wei-
ter, jedoch seien seine Führer abgesetzt 
worden, so Al Fadl. Führende Genos-
sen der SCP, wie der Politische Sekre-
tär Alkhateeb, die lange inhaftierten 
Mitglieder des Zentralkomitees und 
hunderte weitere politische Gefangen 
wurden freigelassen. Diese ersten Er-
folge werden aus Sicht der SCP den 

Zusammenhalt der Oppositionskräfte 
stärken, die entschlossen seien, die ak-
tuelle Militärregierung zu Fall zu brin-
gen und eine Zivilregierung zu schaf-
fen, die ein demokratisches Programm 
umsetzt, das von allen Kräften der Op-
position akzeptiert wurde.

Auch die SPA, eine gewerkschaft-
liche Interessenvertretung, lehnt den 
„militärischen Übergangsrat“ ab. Das 
Versprechen des Militärs, die politi-
sche Macht bald wieder abzugeben, 
sei unglaubwürdig, hieß es am Freitag 
vergangener Woche. Die neue Führung 
sei nicht bereit, etwas zu verändern. Ihr 
seien die friedlichen Forderungen nach 
einer sofortigen Übergabe der Macht 
an eine zivile Übergangsregierung egal.
 Melina Deymann
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